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W enn diese Voraussetzungen gesdiaffen sind, wird 
audi das europäisdie Privatkapital in die zukunfts- 
reid ien  M ärkte Lateinamerikas fließen.

H insiditlidi der öffentlidien Entwidclungshilfe der 
EWG ist zu bemerken, daß zwar die einzelnen Mit­
gliedsländer bisher seit 1958 ebenso Entwidclungs­
hilfe an Lateinamerika wie an andere Entwidslungs- 
länder gegeben haben, w ie etwa der jüngste deutsdie 
K redit an Brasilien bew eist — um nur ein Beispiel zu 
nennen —, dodi handelt es sidi hier aussdiließlidi um 
bilaterale Kredite. Da die EWG-Länder aber sehr rasdi 
zu einer Einheit versdimelzen, wird man audi auf 
diesem Gebiete nidit umhin können, künftig m ehr als 
bisher Kapitalhilfe gemeinsam zu geben oder zumin­
dest sehr eng aufeinander abzustimmen. Ein guter An­
satzpunkt für eine siditbare Aktion der EWG in 
Lateinamerika auf diesem Gebiete könnte eine offi­
zielle M itwirkung an der bereits bestehenden „Allianz 
für den Fortsdiritt“ sein. Eventuell w äre es sogar zu 
überlegen, ob man die M ittel der EWG nid it in einer 
A rt Entwidclungsfonds nadi dem Beispiel der afrikani­
sdien Assoziierten zusammenfaßt. Man wird allerdings 
in Lateinamerika V erständnis dafür haben müssen, daß 
die Kapitalhilfe für die EWG den Teil der Latein­
amerika-Politik darstellt, der am sdiw ierigsten zu ge­
stalten sein wird, denn hier treffen die nationalen 
Interessen und damit die nationalen Gegensätze am 
pointiertesten aufeinander.

Diese „m ateriellen“ Teile einer Lateinamerika-Politik 
der EWG w ären zu ergänzen durdi eine bessere Infor­
mation über Ziel und Maßnahmen des Gemeinsamen 
M arktes. Einen Anfang stellt der im Juni dieses Jahres 
vom M inisterrat gesdiaffene Kontaktaussdiuß zwisdien 
der EWG und den bei ihr akkreditierten lateinameri- 
kanisdien Botsdiaftern in Brüssel dar. Er allein genügt 
jedodi nidit, sondern muß durdi ein Gegenstüdc in 
Lateinamerika ergänzt werden. Eine Informationsstelle 
über die EWG in Lateinamerika w ürde sidi nadi über- 

• einstimmender Meinung sehr positiv auswirken.

Rahmenabkommen  
für wirtschaftliche Zusammenarbeit

Ansatzpunkte, um die Benaditeiligung Lateinamerikas 
durdi die europäisdie Integration zu beseitigen und 
abzumildern, sind also in großer Zahl vorhanden. Sie

besdiränken sidi nidit nur auf den handelspolitisdien 
Bereidi, wermgleidi dort naturgemäß die Sdiwerpunkte 
liegen. Viele Maßnahmen werden audi nidit aus­
sdiließlidi Lateinamerika, sondern allen Drittländern 
zugute kommen.

Angesidits der nun einmal in Lateinamerika vorhande­
nen psydiologischen Ressentiments gegenüber der 
EWG w äre zu überlegen, wie man die EWG-Aktion 
optisch zusammenfassen könnte. Hierfür bietet sidi ein 
Rahmenabkommen für wirtsdiaftliche Zusammenarbeit 
geradezu an, zumal in einer derartigen Vereinbarung 
auch alle die Maßnahmen festgehalten werden könn­
ten, die Lateinamerika von sich aus zur Stabilisierung 
seiner Beziehungen zur EWG auf Grund der veränder­
ten Bedingungen beitragen könnte und müßte. Dabei 
ist durchaus denkbar, daß ein solches Rahmenabkom­
men nicht nur einen Katalog konkreter Maßnahmen, 
sondern auch einige Absichtserklärungen, etwa auf 
der Basis des dem M inisterrat von der EWG-Kommis- 
sion zur Entscheidung vorgelegten „Aktionprogramms 
für Lateinamerika", enthält. Im übrigen könnten im 
Rahmen eines derartigen Globalvertrages mit den ein­
zelnen Ländern Lateinamerikas individuelle Abmadiun- 
gen getroffen werden.

Auf jeden Fall drängt die Zeit. Die EWG muß sich 
relativ rasch über eine gemeinsame Linie gegenüber 
den lateinamerikanischen Ländern einigen. W ie auf­
gezeigt wurde, werden zumindest die handelspoliti­
schen Probleme in den beiden bevorstehenden W elt­
handelskonferenzen zur Sprache kommen. W ährend 
das Schwergewicht der GATT-Verhandlungen zwar in 
Verhandlungen zwischen der EWG und den USA 
liegen wird und Lateinamerika — abgesehen von dem 
möglichen Abschluß weltweiter Agrarabkommen — 
nur indirekt von den Zollsenkungen bei industriellen 
Produkten profitieren könnte, w erden im Rahmen der 
UN-Weltkonferenz für Handel und Entwicklung die 
lateinamerikanischen Wünsche ganz pointiert vorge­
tragen werden. Das deutet sich n id it nur damit an, 
daß die Anregung für diese Konferenz ja  bekannt­
lich von den Entwicklungsländern ausging, sondern 
auch dadurch, daß der profilierteste W irtschaftspoliti­
ker Lateinamerikas, der ehemalige Leiter der UN- 
Wirtschaftskommission für Lateinamerika (CEPAL), 
Dr .Raúl Prebisch, G eneralsekretär dieser Konferenz 
sein wird.

Neue Impulse für die „Allianz für den Fortschritt"?
Dr. Jürgen Westphalen, Hamburg

Vor reichlich zwei Jahren  —̂ im August 1961 — 
fand in Punta del Este (Uruguay) eine bedeutsame 

Konferenz des Interam erikanischen Wirtschafts- und 
Sozialrates statt, auf der die V ertreter der M itglieds­
länder der Organisation Amerikanischer Staaten 
(OAS) über das von Präsident Kennedy vorgeschla­
gene und seither unter dem Namen „Allianz für den 
Fortschritt" bekannt gewordene Programm berieten.

Die in der Charta von Punta del Este niedergelegten 
Ergebnisse dieser Konferenz stellen ein umfassendes 
Rahmenprogramm der wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung des gesamten lateinamerikanischen Sub­
kontinents dar; mit Ausnahme von Kuba haben sämt- 
lidie M itgliedsländer dieses Dokument unterzeichnet. 
Wichtigstes Ziel dieses Programms ist es, die — sei­
tens der Industrieländer der westlichen W elt, vor
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allem von den USA — den Ländern Lateinamerikas 
von Fall zu Fall gewährten Unterstützungen in eine 
langfristige, system atisdie und gezielte Entwidclungs­
politik auf der Grundlage partnersdiaftlidier Zusam­
menarbeit umzuwandeln.

U ngerechtfertig te erste R ea k tio n

Von Anfang an ist die Charta von Punta dei Este 
Gegenstand lebhafter, häufig sogar erbitterter Diskus­
sionen gewesen. Sdion in den ersten M onaten nadi 
Unterzeidinung fehlte es nidit an vereinzelten skep- 
tisdien Stimmen, die Zweifel an der Realisierbarkeit 
dieses großen Planes zum Ausdrude braditen. Damals 
fanden jedodi die Skeptiker im allgemeinen nodi 
wenig Gehörj ihre Äußerungen wurden übertönt von 
den zahlreidien Stimmen der Zustimmung und Be­
geisterung. In weiten Kreisen der öffentlid ikeit 
— nidit nur in Lateinamerika, sondern audi in den 
USA — glaubte man, in der „Allianz für den Fort­
sd iritt“ den Sdilüssel für die Lösung der lateinam e­
rikanisdien Entwidclungsprobleme gefunden zu haben. 
Man setzte Erwartungen in die Charta von Punta dei 
Este, die sidi sdilediterdings nidit erfüllen konnten; 
die Charta wurde allzu leiditfertig als ein „Marshall- 
Plan für Lateinam erika“ bezeidinet, ohne daß dabei 
audi nur im geringsten bedadit wurde, wie anders als 
im W esteuropa der ersten Nadikriegszeit der gesamt- 
w irtsdiaftlidie und soziale Hintergrund aussieht, vor 
dem ein lateinam erikanisdier Entwidclungsplah ver­
w irklidit werden muß.

Die übertriebenen Erwartungen, die an die Charta 
geknüpft wurden, und die auffallende Begeisterung, 
die die Allianz zunädist hervorrief, erklären sidi also 
zum guten Teil aus übereilt gefaßten, irrigen Vorstel­
lungen, zum Teil allerdings wohl audi aus dem sehr 
dringenden W unsdi nadi baldiger Besserung der wirt- 
sdiaftlidien und sozialen Verhältnisse, der in allen 
Bevölkerungsteilen Lateinamerikas lebendig ist. Nüdi- 

' terne Beobaditer, die sidi von derartigen W unsdivor- 
stellungen freihielten, konnten sdion damals in den 
letzten M onaten des Jahres 1961 Vorhersagen, daß 
die überspannten Hoffnungen zwangsläufig eine herbe 
Enttäusdiung nadi sidi ziehen mußten.

W achsende R esig n a tio n

In der zweiten Jahreshälfte 1962 und vollends im 
Jahre 1963 ist in der Tat die erste Begeisterung in 
sdiarfe Kritik umgesdilagen. Nadistehend seien drei 
wesentlidie Argumente der Kritik wiedergegeben, die 
man heute immer wieder in der lateinam erikanisdien 
öffentlid ikeit hört:

D ie  U S A  b e w i l l i g e n  d e r  A l l i a n z  z u  g e ­
r i n g e  F i n a n z m i t t e l .  In der Charta von Punta 
dei Este war den lateinam erikanisdien Ländern für 
einen Zeitraum von zehn Jahren ein M indestbetrag 
von 20 Mrd. US-$ in A ussidit gestellt worden, der

1) Auf eine kurze Formel gebracht, liegt der grundsätzliche Unter­
schied zwischen Marshallplan und Allianz in folgendem: In W est­
europa ging es um den W i e d e r a u f b a u ,  in Lateinamerika 
geht es dagegen — wenn man von einigen relativ fortschritt­
lichen W irtschaftsregionen absieht — um den N e u a u f b a u  
leistungsfähiger Volkswirtschaften.

von den USA gemeinsam mit anderen westlidien 
Industrieländern aufgebradit werden soll. Man muß 
sidi darüber im klaren sein, daß dieser Betrag für 
den gesamten lateinam erikanisdien Subkontinent nidit 
mehr als eine „Starthilfe" sein kann. Er reidit bei 
weitem nidit aus, um die Lösung audi nur der aller- 
w iditigsten aktuellen Entwiddungsprobleme voll zu 
finanzieren.

Vom l .J u li  1961 bis zum 28. Februar 1963, also inner­
halb von 20 Monaten, haben die USA der Allianz 
1,8 Mrd. US-I zur Verfügung gestellt; davon erhielten 
Chile rd. 300 Mill., Brasilien 289 Mill., Argentinien 
165 Mill. und Kolumbien 164 MiU. US-8- Reidilidi 
50 Vo des Gesamtbetrages entfielen also auf nur vier 
große und bereits relativ entwidcelte lateinamerika- 
nisdie Länder. Ferner sind bis August 1963 aus Mitteln 
der Allianz in Lateinamerika 140 000 W ohnungen und 
8200 Sdiulräume gebaut und rd. 4 Mill. Sdiulbüdier 
verteilt worden. Bei nüditerner Beurteilung muß man 
zugeben, daß mit diesen Leistungen immerhin ein 
erster, nidit unbedeutender Sdiritt getan worden ist. 
W er allerdings von der Allianz die kurzfristige Lösung 
der lateinam erikanisdien Gegenwartsprobleme erwar­
te t hat, der muß von den bisherigen Ergebnissen bit­
ter enttäusdit sein.

D ie  „ A l l i a n z  f ü r  d e n  F o r t s c h r i t t “ i s t  
k e i n e  A l l i a n z  i m  e i g e n t l i c h e n  S i n n e  
d e s  W o r t e s .  Man habe, so wird in Lateinamerika 
häufig gesagt, ein Verhältnis der Partnersdiaft mit den 
USA angestrebt und müsse heute erkennen, daß der 
Partner im Norden in diesem Verhältnis ein erheb- 
lidies Ubergewidit erlangt habe und von einem ge­
meinsamen Planen und Arbeiten auf gleidier Ebene 
nidit mehr die Rede sein könne. Gelegentlidi wird 
den USA sogar eine „Einmisdiung“ in die interne 
Politik lateinam erikanisdier Länder vorgeworfen oder 
— der Sadie nadi dasselbe, aber in wesentlidi schär­
ferer Formulierung — die Praktizierung einer kolonia- 
listisch-imperialistisdien Politik neuer Prägung.

D ie  A l l i a n z  w i r d  d u r c h  d e n  H e m m ­
s c h u h  e i n e r  s c h w e r f ä l l i g e n  B ü r o k r a t i e  
b e e i n t r ä c h t i g t .  Eine w esentlidie Ursache für die 
langsame Realisierung der Ziele der Allianz glaubt 
man in der unbeweglidien Bürokratie und der unzu- 
reidienden Koordination aller zuständigen Beratungs­
und Entsdieidungsinstanzen erkannt zu haben. Dieser 
Gesichtspunkt ist, so sagen die kritisdien Stimmen, 
in der sonst sehr sorgfältig ausgearbeiteten Charta 
zu oberfiädilich behandelt worden. Infolgedessen fehlt 
heute eine Entsdieidungsinstanz, die mit ausreichen­
der A utorität ausgestattet und die in der Lage ist, 
gewissermaßen der „Motor der A llianz“ zu sein. Ein 
großer Teil der Initiative, die sidi sehr nützlidi aus­
wirken könnte, wird bisher im Getriebe der Bürokratie 
zerrieben.

Die Allianz, die dem Fortsdiritt dienen sollte, hat sidi 
innerhalb von nur zwei Jahren, wie man in Latein­
amerika spöttisdi sagt, in eine „ A l i a n z a  s i n  
P r o g r e s o “ — eine Allianz ohne Fortsdiritt — ver­
wandelt. Um der wadisenden Unzufriedenheit und 
Resignation entgegenzuwirken, beauftragte die OAS
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im Oktober 1962 zwei ehemalige Staatspräsidenten, 
den Brasilianer Juscelino Kubitschek und den Kolum­
bianer Alberto Lleras Camargo, G utaditen über die 
M öglidikeiten einer Neubelebung der „Allianz für den 
F ortsd iritt“ zu erarbeiten. Die G utaditen dieser bei­
den angesehenen Politiker w aren die widitigsten 
Grundlagen der Diskussion, die im November 1963 
von rd. 600 Delegierten der OAS-Mitgliedsländer in 
Säo Paulo (Brasilien) geführt wurde.

Die Meinung ¿1er Experten
In versdiiedenen w esentlidien Gesiditspunkten kom­
men die G utaditen vonK ubitsdiek und Lleras Camargo 
zu übereinstimmenden Ergebnissen. Es fehlt in der 
Allianz, wie beide Experten feststellen, an leistungs­
fähigen Organen, vor allem an einem zentralen Organ, 
von dem starke Impulse für die Zusammenarbeit der 
amerikanischen Staaten auf dem Gebiet der wirt- 
schaftlidien und sozialen Entwicklung Lateinamerikas 
zu erw arten sind. Dieser offensiditlidie M angel hatte  
zur Folge, daß die Allianz einen „unilateralen Cha­
rakter" zugunsten des stärksten Partners, also der 
USA, angenommen hat. Es wird daher angeregt, eine 
neue Institution zu sdiaffen, deren Hauptaufgaben es 
sein sollen, die versdiiedenen Initiativen und A ktivi­
täten  zu koordinieren, in regelmäßigen Zeitabständen 
den M ittelbedarf festzustellen und darüber hinaus 
auch über die M ittelverwendung zu entsdieiden. Fer­
ner soll diese Institution die Allianz nadi außen hin 
vertreten. Es wird daher als besonders widitig her­
ausgestellt, daß mit der Leitung eine starke und über­
zeugende Persönlidikeit betraut wird.

Der für die Institution vorgesdilagene Name 
— Comité Interamericano de Desarrollo —, vor allem 
aber die „verheißungsvolle Abkürzung" CID, veran­
laßte das Nadiriditenm agazin „Vision“ zu dem tref­
fenden W ortspiel: „Die Allianz sudit ihren Cid." Be­
m erkenswert an diesen Anregungen ist insbesondere 
der starke Einfluß, den man der neuen Institution audi 
in bezug auf die Entsdieidung über die Verwendung 
der zur Verfügung gestellten Finanzmittel übertragen 
will. Der Gedanke, die M itspradiem öglidikeit der 
Geberländer in so erheblidiem Maße einzuengen oder 
möglidierweise sogar ganz zu beseitigen, ist ein 
Novum in der internationalen Entwicklungspolitik. 
Fast ebenso auffallend ist aber auch die Zentralisie­
rung der Verantwortung und Entsdieidungsbefugnis, 
die eine wesentlidie Einengung der W irkungsmöglidi- 
keiten der nationalen Regierungen bedeuten würde.

Die OAS hat ihrerseits einen Gegenvorsdilag zur Dis­
kussion gestellt, der auf die Sdiaffung eines Comité 
Interam ericano de la Alianza para el Progeso (CIAP) 
abzielt. Die Kompetenzen des CIAP sollen nadi dem 
OAS-Konzept nicht ganz so weit reichen wie diejeni­
gen des CID; vor allem sollen den Regierungen der 
an der Allianz beteiligten lateinam erikanisdien Län­
der größere Einflußmöglidikeiten erhalten bleiben. In 
allen M itgliedsländern will man, so lautete die An­
regung der OAS, bestimmte Kontaktinstitutionen — 
die Consejos Nacionales de Comercio Exterior (Natio­
nale Außenhandelsräte) sowie die Coordinadores

Nacionales de la Alianza para el Progeso (Nationale 
Koordinatiönsstellen für Fragen der Allianz) — sdiaf­
fen. Die OAS w ar also offensiditlich bestrebt, den in 
Lateinamerika einstweilen immer nodi redit ausge­
prägten nationalen Tendenzen Redinung zu tragen.

Die Konferenz von Säo Paulo

Die auf der Konferenz von Säo Paulo über diesen 
Fragenbereidi geführten Diskussionen haben deutlidi 
werden lassen, daß vornehmlidi die großen latein­
amerikanisdien Länder ihre bilateralen Kontakte nadi 
Washington, Brüssel und anderen Zentren der W irt­
sdiaft und Politik der w estlidien W elt offenbar ungern 
aufgeben. Diese Länder — ganz besonders ausgeprägt 
das Gastgeberland Brasilien — bevorzugten infolge­
dessen den „weidieren“ OAS-Vorsdilag und erreidi- 
ten die Entscheidung, daß ein Comité Interamericano 
de la Alianza para el Progreso errichtet werden soll. 
Abgesehen von allen sachlichen Unterschieden, die 
diese Lösung gegenüber der Anregung der Ex-Präsi- 
denten Kubitschek und Lieras Camargo aufweist, 
wurde allgemein auch der Name CIAP für geeigneter 
gehalten, weil er die dahinter verborgene Institution 
klar und eindeutig zu der „Allianz für den Fortschritt" 
in Beziehung setzt. Sitz des CIAP soll W ashington 
sein. Seine Hauptaufgaben werden darin bestehen, 
Anregungen für die Festigung der Allianz und die 
Verteilung der verfügbaren M ittel zu erarbeiten. In­
nerhalb von sechs M onaten sollen Richtlinien für die 
Sdiaffung eines Interamerikanischen Fonds der 
Allianz für den Fortschritt erlassen werden. Außer­
dem soll ein Ausschuß für lateinamerikanische Ko­
ordination (CECLA) gebildet werden, der im Hinblick 
auf die im März 1964 beginnende UN-Handelskonfe- 
renz in Genf versuchen soll, die Standpunkte der 
lateinamerikanischen Länder auf einen Nenner zu 
bringen.

Ob diese Entschlüsse von Säo Paulo geeignet sein 
werden, der Allianz tatsäcfalidi in naher Zukunft einen 
spürbaren Impuls zu geben, oder ob vielleicht auch 
CIAP sich als neuer bürokratischer Hemmschuh er­
weisen wird, läßt sich heute noch nicht voraussehen. 
Man kann lediglich sagen, daß die Schaffung des CIAP 
eine sinnvolle Ergänzung der Charta von Punta del 
Este sein dürfte. Die praktischen Auswirkungen dieser 
Maßnahme werden aber entscheidend davon abhän­
gen, welche Persönlichkeiten mit der W ahrnehmung 
der CIAP-Aufgaben beauftragt werden und ob es ge­
lingt, dieses neue Antriebsrad ohne ernsthafte Störun­
gen in das Getriebe der Allianz-Bürokratie einzu­
fügen.

W ird die A llion s überfordert?

Es ist zu hoffen, daß die kritische Zwischenbilanz von 
Säo Paulo auch in den lateinamerikanischen Ländern 
dazu beigetragen hat, ein realistischeres Bild von den 
Zukunftsaussichten der Allianz entstehen zu lassen. 
In den zurückliegenden Jahren ist die Allianz allzu 
häufig weit überfordert worden. Nachstehend seien 
einige Gesichtspunkte wiedergegeben, die bei einer 
Prognose der wirtschaftlichen und sozialen Entwick­
lung Lateinamerikas berücksichtigt werden sollten;
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Die in der Charta von Punta dei Este aufgezeigten 
Ziele sind großenteils typisdie s t r u k t u r p o l i -  
t i s c h e  Z i e l e ,  die u. a. dadurch gekennzeidinet 
sind, daß sie sidi nidit kurzfristig verw irklidien las­
sen. Als Beispiele seien hier erwähnt: die Beseitigung 
der Monokulturen, die Industrialisierung, die Ver- 
kehrsersdiließung, die Integration von Volkswirtsdiaf­
ten u. a. m.

Die Charta von Punta dei Este umreißt in fed it exakter 
W eise die „ E i g e n l e i s t u n g "  der lateinamerikani- 
sdien Länder zur w irtsdiaftlidien und sozialen W eiter- 
entwidclung. Insbesondere empfiehlt die Charta die 
Durdiführung von Agrarreformen und Steuerreformen 
zur - Erreidiung einer gerediteren Einkommens- und 
Besitzverteilung, die Rationalisierung der Verwal­
tungsapparate und die Erarbeitung langfristiger Ent­
wicklungspläne. Diese „Eigenleistung" ist für den 
Erfolg der Allianz von fundamentaler Bedeutung. Bis­
her ist sie aber nur von wenigen Ländern — und 
audi von diesen nur in ersten unvollkommenen An­
sätzen — erbradit worden. Sedis Uriterzeidinerländer 
haben Entwidclungspläne, die den Anforderungen der 
Allianz entspredien, vorgelegt. Erfolgverheißende An­
fänge für Agrarreformen haben sidi in jüngster Ver­
gangenheit in Venezuela, der Dominikanisdien Re­
publik und Chile gezeigt.

I n  L a t e i n a m e r i k a  selbst, und zwar in bestimm­
ten Kreisen der öffentlid ikeit wird der Allianz immer 
nodi ein ausgeprägtes D e s i n t e r e s s e  oder sogar 
offener W i d e r s t a n d  entgegengebradit. Der Leiter 
der US-Delegation in Säo Paulo, Harriman, spradi in 
aller Offenheit von dem egoistisdien, kurzsiditigen 
Konservativismus m andier Lateinamerikaner. N idit 
weniger treffend äußerte kürzlidi der Erzbisdiof von 
Rio de Janeiro, man solle die Sdiuld für die gerin­

gen bisherigen Ergebnisse der Allianz nidit allein 
bei den USA sudien; sehr groß sei vielmehr audi die 
Verantwortung der besitzenden Sdiiditen in Latein­
am erika selbst: „Unsere Reidien spredien zwar viel 
von grundlegenden Reformen, bezeidinen aber diejeni­
gen, die sidi zur Durdiführung derselben entsdilos­
sen haben, als Kommunisten."

Sdiließlidi ist zu berüdcsiditigen, daß im Laufe der 
letzten M onate die Stimmung in der öffentlidien 
Meinung der U S A  für eine stärkere e n t w i c k ­
l u n g s p o l i t i s c h e  Z u s a m m e n a r b e i t  mit 
dem südlidien Subkontinent offenbar gesunken zu sein 
sdieint. Der einflußreidiste und energischste Kämpfer 
für die Allianz ist in den USA von Anfang an Präsi­
dent Kennedy gewesen. W ie in m andier anderen Hin­
sidit so muß audi im Hinblidc auf die „Allianz für den 
Fortsdiritt“ einstweilen nodi als sehr fraglidi betrach­
tet werden, ob in absehbarer Zeit die Lücke, die der 
Tod des Präsidenten gerissen hat, durch eine ähnlidi 
aktive und weltpolitisch gewichtige Persönlichkeit aus­
gefüllt werden kann.

Diese noch bestehenden Schwierigkeiten und offenen 
Fragen sollten jedoch keineswegs dazu veranlassen, 
die Charta von Punta dei Este in Bausch und Bogen 
— wie es gelegentlich in letzter Zeit in Lateinamerika 
getan worden is t— als unnützes Papier abzulehnen. Das 
Programm von Punta dei Este kann sich als ein sehr 
gutes und nützliches Programm erweisen, wenn man 
konsequent danach handelt. Die wesentlichen Erfolge 
des Handelns werden sich — darüber muß Klarheit 
bestehen — nicht von heute auf morgen erreichen 
lassen. Die Charta ist ein Rahmenprogramm für zehn 
Jahre, und es mag zweifelhaft erscheinen, ob ein Jahr­
zehnt für die anspruchsvollen Programmziele ein aus­
reichend bem essener Zeitraum ist.

Zur Industrialisierung in Pakistan
Heiko Körner, Hamburg

Pakistan, das Land an der Grenze zwischen der ara­
bischen W elt und Asien, ist in den letzten Mona­

ten besonders in den M ittelpunkt des politischen 
Interesses gerückt. Mannigfache Konflikte mit seinen 
Nachbarländern sind aus dem virtuellen Stadium 
wieder in die A ktualität getreten; neue politische 
Potenzen — vor allem die wachsende Realität der 
auch den arabischen Grenzraum überschattenden 
Macht der Volksrepublik China — haben in Pakistan 
zu einer neuen politischen Bewußtseinsbildung ge­
führt, die durchaus eine Neubewertung der bestehen­
den Allianzen und Bindungen im mittelöstlichen Raum 
zur Folge haben kann.

Auch die pakistanische Innenpolitik ist w ieder in Be­
wegung geraten, nadidem im Sommer 1962 die M ilitär­
herrschaft durch ein konstitutionelles Regime abgelöst 
wurde. Zwar besteht auch heute keine Demokratie im 
Sinne der politischen Verfassung der alten Industrie­
länder. Es hat sich aber gezeigt, daß audi in einem

gesellschaftlich unterentwickelten Land ein sozialer 
Pluralismus existiert, der zwar oft noch zu keiner 
positiven A rtikulierung fähig, aber doch schon im­
stande ist, die Herrschaftsansprüche eines einzigen 
Mannes und einer einzigen Gruppe mit Erfolg einzu­
grenzen.

Neue Kraft in der internationalen Politik

Es ist nicht sicher, in welche Richtung sich diese 
politischen Bewegungen letztlich entwickeln werden, 
wie stark  Pakistan sich zu China hinwenden wird, 
wie sehr die wiedererstandene Parteienherrschaft nur 
als unfruchtbares Cliquensystem den Staat ausbeutet, 
anstatt ihn zu beleben. Aber sicher ist, daß Pakistan 
in der internationalen Politik eine neue Potenz dar­
stellt und nicht mehr den stets ruhigen W inkel der 
W eltpolitik, der deshalb für Auslandsinvestitionen so 
günstig war; auch nicht mehr das Land, das unter der
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